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 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf alle seine früheren einschlägigen Resolutionen und die Erklärungen 
seiner Präsidentschaft betreffend Jemen, 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Einheit, Souveränität, Un-
abhängigkeit und territorialen Unversehrtheit Jemens, 

 unter nachdrücklicher Verurteilung der derzeitigen Eskalation in Marib (Jemen), ein-
schließlich des Einsatzes der Huthis vom 7. Februar 2021, und der anhaltenden Angriffe der 
Huthis auf Saudi-Arabien, unter anderem auf den internationalen Flughafen Abha am 
10. Februar 2021, und zur sofortigen Einstellung der Angriffe ohne Vorbedingungen auffor-
dernd, 

 unter Betonung der Notwendigkeit einer Deeskalation in ganz Jemen und einer lan-
desweiten Waffenruhe und mit der Aufforderung zur Umsetzung des Aufrufs des General-
sekretärs zu einer weltweiten Waffenruhe, auf den in Resolution 2532 (2020) Bezug genom-
men wurde, sowie seines Aufrufs vom 25. März 2020 zur sofortigen Einstellung der Feind-
seligkeiten in Jemen, 

 mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die anhaltenden Probleme im politischen, 
Sicherheits-, wirtschaftlichen und humanitären Bereich in Jemen, namentlich die anhaltende 
Gewalt und das Verschwindenlassen von Personen, und über die Bedrohungen, die durch 
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 erneut erklärend, dass alle Parteien ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, ein-
schließlich des anwendbaren humanitären Völkerrechts und der anwendbaren internationa-
len Menschenrechtsnormen, nachkommen müssen, und unterstreichend, dass die für Ver-
stöße gegen das 
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 mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis über die Bedrohung des Friedens und der 
Sicherheit in Jemen, die durch den unerlaubten Transfer, die destabilisierende Anhäufung 
und den Missbrauch von Kleinwaffen und leichten Waffen entstehen,  

 unter Hinweis auf die Bestimmungen der Ziffer 14 der Resolution 2216 (2015) zur 
Verhängung eines gezielten Waffenembargos und mit der Aufforderung an alle Mitglied-
staaten und sonstigen Akteure, ihre Verpflichtungen nach dem gezielten Waffenembargo 
einzuhalten, 

 unter Verurteilung der zunehmenden Zahl von Zwischenfällen vor der Küste Jemens, 
darunter Angriffe auf zivile Schiffe und Handelsschiffe, und mit dem Ausdruck seiner Be-
sorgnis über den Schmuggel von Waffen und sonstigem Wehrmaterial auf dem Seeweg nach 
und aus Jemen unter Verstoß gegen das gezielte Waffenembargo, der ein erhebliches Risiko 
für die maritime Sicherheit der Schiffe im Golf von Aden und im Roten Meer entlang der 
Küste Jemens darstellt, 

 unter entschiedenster Verurteilung der Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht 
und die internationalen Menschenrechtsnormen sowie der Menschenrechtsverletzungen, 
einschließlich der Fälle konfliktbezogener sexueller Gewalt in den von den Huthis kontrol-
lierten Gebieten und der Einziehung und des Einsatzes von Kindern in bewaffneten Kon-
flikten in ganz Jemen, die im Schlussbericht der Sachverständigengruppe (S/2021/79) auf-
geführt sind,  

 höchst beunruhigt über die für die Arbeit und den Zugang der Sachverständigengruppe 
im Zeitraum ihres abgelaufenen Mandats bestehenden Hindernisse,  

 mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis über die verheerende humanitäre Lage in 
Jemen, einschließlich der steigenden Gefahr einer schweren Hungersnot und der nachteili-
gen Folgen der COVID-19-Pandemie, und alle Fälle unzulässiger Behinderung der wirksa-
men Bereitstellung humanitärer Hilfe, einschließlich der jüngsten Störungen von Hilfsein-
sätzen in den von den Huthis kontrollierten Gebieten sowie der Behinderungen und unzu-
lässigen Einschränkungen der Lieferung lebenswichtiger Güter an die Zivilbevölkerung in 
ganz Jemen, die verhindern, dass besonders gefährdete Menschen die Hilfe erhalten, die sie 
benötigen, um zu überleben,  

 betonend, dass der gemäß Ziffer 19 der Resolution 2140 (2014) eingesetzte Ausschuss 
(„der Ausschuss“) die Empfehlungen in den Berichten der Sachverständigengruppe erörtern 
muss,  

 feststellend, dass die Situation in Jemen nach wie vor eine Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit darstellt, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 

 1. bekräftigt die Notwendigkeit, den politischen Übergang nach der umfassenden 
Konferenz des nationalen Dialogs im Einklang mit der Initiative des Golf-Kooperationsrats 
und ihrem Umsetzungsmechanismus und mit den früheren einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats und im Hinblick auf die Erwartungen des jemenitischen Volkes vollständig 
und rasch zu vollziehen; 

 2. beschließt, die mit den Ziffern 11 und 15 der Resolution 2140 (2014) verhängten 
Maßnahmen bis zum 28. Februar 2022 zu verlängern, bekräftigt die Bestimmungen der Zif-
fern 12, 13, 14 und 16 der Resolution 2140 (2014) und bekräftigt ferner die Bestimmungen 
der Ziffern 14 bis 17 der Resolution 
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 4. hebt hervor, wie wichtig es ist, die Bereitstellung humanitärer Hilfe zu erleich-
tern, bekräftigt seinen Beschluss, dass der gemäß Ziffer 19 der Resolution 2140 (2014) ein-
gesetzte Ausschuss („der Ausschuss“) im Einzelfall eine Aktivität von den vom Sicherheits-
rat mit seinen Resolutionen 2140 (2014) und 2216 (2015) verhängten Sanktionsmaßnahmen 
ausnehmen kann, wenn er feststellt, dass eine derartige Ausnahme zur Erleichter
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Anlage 

Sultan Saleh Aida Aida Zabin 
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